
An die Leserinnen und 
Leser der Basler Zeitung

Wir danken allen Einsendern von Le-
serbriefen und bitten um Verständnis 
dafür, dass wir über nicht veröffent-
lichte Beiträge keine Korrespondenz 
führen können. Leserbriefe sollten 
sich auf BaZ-Artikel beziehen. Kurz 
gefasste Zuschriften werden bei der 
Auswahl bevorzugt; die Redaktion 
behält sich vor, Manuskripte zu kür-
zen. Für den Inhalt der Leserbriefe 
sind die Verfasser verantwortlich. Bit-
te geben Sie Ihren vollständigen Na-
men, Ihre Adresse und die Telefon-
nummer für allfällige Rückfragen an. 
Leserbriefe erreichen uns am besten 
über das Internet-Formular:

http://verlag.baz.ch/leserbrief 
oder per E-Mail: leserbrief@baz.ch 
BaZ, Leserbriefe, 4002 Basel

gastbeitrag

Hilfe für Banken  
in Bedrängnis 
jean-marc schaller, Zürich

Der Rechtsanwalt 
und Privatdozent 
(Uni Zürich) sagt, 
für Eingriffe bei 
insolventen Banken 
sei eine Änderung 
der Gesetze nötig.

Ökonomen und Juristen suchen 
derzeit intensiv nach Lösungen bei 
Insolvenzgefahr besonders system-
relevanter Banken. Das Problem des 
«Moral Hazard» bei erwarteter 
staatlicher Hilfe und der ordnungs-
politisch nicht länger tragfähige 
Ansatz, dass Gewinne privatisiert, 
Verluste aber verstaatlicht werden, 
führen zum vorläufigen Konsens, 
der Staat solle bei Insolvenzgefahr 
nicht länger Hand bieten.

eigenkapital. Daher ist ein Ansatz 
in Betracht zu ziehen, bei dem sich 
eine Bank aus eigener Kraft zu 
retten vermag. Dazu wurde kürzlich 
im Nationalrat eine Motion einge-
reicht, wonach geltendes Insolvenz-
recht insoweit zu ändern sei, als 
der Insolvenzrichter einen Teil der 
Anleihen einer Bank in Eigenkapital 
umwandeln können soll. Der Bun-
desrat hat diese Motion mit Hinweis 
auf die dafür eingesetzte Experten-
kommission «too big to fail» negativ 
beurteilt. Indes darf ohnehin nicht 
die Änderung des Insolvenzrechts 
Thema sein, und vor allem nicht die 
Haftung von Aktionären und Gläu-
bigern. Vielmehr hat die  
Debatte bei der einer Insolvenz 
vorgelagerten Insolvenzgefahr und 
der Frage anzusetzen, wie diese 
gebannt werden soll.
Das heute geltende Bankengesetz 
ermächtigt die Finanzmarktaufsicht  
(Finma), statt Liquidation der Bank 
ein Sanierungsverfahren einzulei-
ten: Der Sanierungsbeauftragte  
arbeitet einen Plan aus, der einen 

Eingriff in die Rechte der Gläubiger 
oder der Eigner ermöglicht. Indes 
ist fraglich, ob sich so die Aktionäre 
der Bank mittels Finma-Verfügung 
ihrer Rechtsposition (teilweise) ent-
heben liessen, indem durch Kapital-
herabsetzung und Kapitalerhöhung 
unter Entzug des Bezugsrechts die 
Gläubiger mittels erzwungenem 
«Debt/Equity-Swap» Anteile der 
Aktionäre verwässern oder über-
nehmen. Flankierend liessen sich 
die risikobehafteten Papiere in 
eine «Bad Bank» auslagern, unter 
Beteiligung der bisherigen Eigner.

neues gesetz. Statt dass der Staat 
die Bank rettet, tun dies Aktionäre 
und Gläubiger zusammen: Sie 
sanieren die Bank, indem sie die 
Bilanz von «altem» Fremdkapital 
befreien und damit für «frisches» 
Fremdkapital öffnen. Freilich wäre 
eine solche «privatwirtschaftliche» 
Sanierung, gestützt auf das Banken-
gesetz (entgegen anderen Meinun-
gen), nicht durchführbar: Bereits 
die gesetzliche Basis für einen solch 
weitgehenden Eingriff der Finma in 
die Aktionärs- und Gläubigerrechte 
reicht nicht aus, da weder die Ein-
griffsart noch die hiervon tangierte 
Gläubigergruppe klar definiert ist. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit 
und für den Ernstfall ist also eine 
Gesetzesänderung notwendig: 
Sollte erneut eine systemrelevante 
Bank in Bedrängnis geraten, wäre 
es aus rechtsstaatlicher Sicht zu 
begrüssen, wenn die Eingriffsmög-
lichkeiten der Finma zur Abwen-
dung des «worst case»-Szenarios 
(Bankenkonkurs) auf einer klaren 
gesetzlichen Grundlage beruhen.

Statt dass der Staat 
die Bank rettet, wird sie 
von Aktionären und 
Gläubigern für frisches 
Fremdkapital geöffnet.

briefe

Eigentlich fallen nur 
Umzugskosten an
Von schöner Gunst und guter 
Kunst/Warum die Aufregung um 
Christoph Büchels Swingerclub in 
Wien berechtigt ist; BaZ 25. 2. 10
Die Kunst und die Kunstvermittlungs-
institutionen hatten schon immer 
einen Bildungsauftrag. Denn ohne 
Christoph Büchel und die Wiener 
Secession wüsste ich alte Frau keines-
wegs, was ein Swingerclub ist. Nun 
ging ich davon aus, dass Christoph 
Büchels künstlerischer Beitrag in der 
Secession ist, dass er seinen eigenen 
Swingerclub erfindet, für die Secessi-
on gestaltet, einrichtet und betreibt. 
Nun lese ich aber, dass lediglich ein in 
Wien betriebener Swingerclub mit 
seinem ganzen Intérieur und Betrieb 
für zwei Monate in den Keller der 
Secession verlegt wurde. Christoph 
Büchels künstlerische Idee besteht 
also nur darin, den Betrieb eines beste-
henden Wiener Swingerclubs mit 
allem Drum und Dran für Werbezwe-
cke eben dieses Swingerclubs in die 
Wiener Secession zu verlegen. Da für 
dieses Projekt eigentlich nur Umzugs-
kosten anfallen, frage ich mich, ob mir 
dieser vorwiegend kommerziell aus-
gerichtete künstlerische Bildungsauf-
trag 15 000 Franken Subvention von 
Pro Helvetia wert ist.

Bettina eichin, Basel

Kantone sprechen 
sich nicht ab
Der lange Weg zum neuen Pass;  
BaZ 1. 3. 10
Es ist nicht zu fassen: Moderne Kom-
munikationsmittel wie das Internet 
machen manchen Weg überflüssig. 
Aber um einen Pass zu beantragen, 
müssen manche Nordwestschweizer 
durch die halbe Deutschschweiz 
reisen. Dabei kostet der neue Pass ein 
kleines Vermögen und ist erst noch 
weniger lange gültig als der Bisherige. 
Für die ID soll bald dasselbe Prozedere 
gelten – weil sich die Nordwestschwei-
zer Kantone in ihrer Engstirnigkeit 
nicht absprechen können. Wen wun-
dert es da, dass die Basler nun auch 
nicht dasselbe Tram kaufen wollen wie 
die Baselbieter Nachbarn?

Mathias rellstab, Luzern

Tierfreunde sind mit 
Nationalrat einig
Saumässige Zustände; BaZ 1. 3. 10
Jeder Tierfreund – nicht nur Vegetari-
er – wird mit dem Nationalrat eins sein 
und gegen die immer noch praktizier-
ten, tierverachtenden EU-Tiertrans-
porte und für eine neue, «humanere» 
Regelung stimmen. Darüber hinaus ist 
sehr zu hoffen, dass endlich auch das 
Ansinnen durchkommt, Tiere vor dem 
Verschicken in die Zielländer zu 
schlachten. Sollte all dem kein Erfolg 
bestimmt sein, darf die Frage gestellt 
werden, ob in der EU gefühllose 
Machthaber das Sagen haben.

Hans Gamliel, Rorschach
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Werke Giacomettis 
hochgehalten
Ernst Beyeler ist verstorben;  
BaZ 26. 2. 10/diverse
Als die kühnste Tat Ernst Beyelers 
betrachte ich, was jetzt zu wenig 
gewürdigt wurde: Beyelers Initiative 
zu einer kompakten Alberto-Giaco-
metti-Sammlung in Schweizer Muse-
en in gemeinsamer Aktion mit den 
Geschwistern Bechtler in Zürich und 
Hans Grether in Basel. Nutzniesser der 
1966 erreichten Alberto-Giacometti-
Stiftung wurden die Kunstmuseen in 
Zürich, Basel und Winterthur. Für 
seine von 1962 bis 1966 hochgehalte-
ne Idee, die vielen Werke Giacomettis 
aus der Sammlung Thompson nicht zu 
zerstreuen, hat Beyeler grosse Opfer 
gebracht. Kein anderer Kunsthändler 
hat es ihm in so früher Zeit gleich
getan.

Dieter Koepplin, Basel

Beyeler unterstützte 
Atom-Widerstand
Die Medien würdigen Ernst und Hildy 
Beyeler zu Recht wegen ihres Engage-
ments für die Kunst. Beifügen möchte 
ich, dass Ernst Beyeler sein Leben lang 
auch aktiver Gegner der Atomenergie 
war. Er unterstützte nicht nur finanzi-
ell die Bewegung gegen «Kaiseraugst»  
und später gegen den Bau neuer Atom-
kraftwerke. Zu Beginn der Anti-Atom-
Bewegung hat Ernst Beyeler persön-
lich Aufrufe für Demonstrationen und 
für den Widerstand gegen diese 
riskante Technik unterzeichnet. Mit 
Ernst und Hildy Beyeler hat Basel zwei 
Menschen mit Zivilcourage verloren, 
die nicht nur für die Kunst Grosses 
geleistet haben. Sie verdienen ein 
ehrendes Andenken.

Rudolf Rechsteiner, Basel,  
Nationalrat

Einsparungen sind 
sehr bescheiden
Ein hauchdünnes Ja zum  
gemeinsamen Werkhofprojekt;  
BaZ 1. 3. 10
Bottmingen und Binningen planen den 
Bau eines gemeinsamen Werkhofs. 
Wir Grünen befürworten die gemein-
deübergreifende Zusammenarbeit, 
allerdings müssen Kosten und Nutzen 
in einem angemessenen Verhältnis ste-
hen. Der Binninger Teil eines Neubaus 
kostet über vier Millionen, alternativ 
könnte der bestehende Werkhof mit 
fünf Prozent dieses Betrags noch lange 
seine Aufgaben erfüllen. Das Einspa-
rungspotenzial eines gemeinsamen 

Werkhofs ist sehr bescheiden, denn die 
Zusammenarbeit, z. B. die gemein
same Fahrzeugbeschaffung, ist auch 
bei zwei Werkhöfen möglich. Es wird 
daher schwierig, die Kosten zu amorti-
sieren. Zudem gibt es in Binningen 
gemeindeeigene Gebäude mit drin-
gendem Sanierungsbedarf. Die Sanie-
rungen werden wegen des Werkhof-
projekts verzögert. Wir Grünen lehnen 
deshalb den Werkhofneubau ab.

Guido Keel-Bänziger, Binningen

Unklarheiten am 
Fussgängerstreifen
Leserbriefe: Handzeichen am 
Fussgängerstreifen; BaZ diverse
Die Formulierungen im Leserbrief von 
Wolfgang Sumlak scheinen mir etwas 
einseitig. Es ist häufig nicht klar, ob 
jemand am Fussgängerstreifen auch 
wirklich die Strasse überqueren möch-
te. Leider halten immer wieder zwei 
Personen am Fussgängerstreifen ein 
Schwätzchen. Der korrekte Automobi-
list hält und wartet. Genau wenn er 
wieder anfährt, rennt vielfach eine der 
Personen auf die Strasse. Ich wünsche 
mir das beidseitige Handzeichen 
zurück. Es schafft Klarheit. Auch der 
Automobilist soll bestätigen, dass er 
den Fussgänger erkannt hat. Nur wenn 
wir uns alle bemühen, können wir die 
tragischen Unfälle auf Fussgänger-
streifen verringern.

Peter Hügin, Itingen

Schmerzlicher 
Verlust für Medien
Nur noch eine Nachrichten­
agentur; BaZ 29. 1. 10
In der Schweiz besteht seit Kurzem 
leider nur noch eine Quelle, welche 
die Zeitungen und Radios mit Infor-
mationen beliefert. Der Deutsche 
Depeschendienst (DDP) stellte seinen 
Inlanddienst ein. Somit werden wir 
künftig noch einseitiger informiert. 
Die Auflösung der DDP in der Schweiz 
ist ein schmerzlicher Verlust in der 
schweizerischen Medienlandschaft.

Martin Bracher, Blauen

Haben auch Sie ein interessantes Foto geschossen?

Senden Sie es an «leserbrief@baz.ch» (inkl. Bildunterschrift 
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und deren Erscheinen in der Basler Zeitung wird keine 
Korrespondenz geführt.  
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Milane im Gespräch.
Beobachter. Diese beiden Rotmilane unterhalten sich wohl 
kaum über das schöne Wetter. Viel wahrscheinlicher tauschen 
sie sich gerade über die besten Jagdgründe und das Früh­
lingserwachen der Feldmäuse aus. LeserFoto Franz Schweizer, Bretzwil

leserfoto

korrekt

Ermittlungen gegen Swisscom-
Finanzchef; BaZ vom 1. 3. 10
Wie im Text korrekt aufgelöst, ist es 
der frühere Finanzchef der Swiss-
com, Mario Rossi, gegen den 
Untersuchungen in Sachen Fastweb 
laufen, und nicht – wie im Titel  
impliziert – der aktuelle. Der heutige 
Finanzchef Ueli Dietiker ist von den 
Untersuchungen nicht betroffen.


